
 

Berlin, 10.03.2023 

 

 

Öffentliche Konsultation 

zum Forschungsdatengesetz  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) führt eine öffentliche Konsultation 

zum Forschungsdatengesetz durch, mit der ermittelt werden soll, welche möglichen 

Regelungsgegenstände für ein Forschungsdatengesetz auf rechtliche Umsetzbarkeit und 

praktische Durchführbarkeit geprüft werden sollten. 

In diesem Rahmen erhalten Sie Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 11.04.2023.  

 

Hintergrund der Konsultation  

Der Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN und den Freien Demokraten (FDP) enthält in Zeile 613-615 folgenden 

Auftrag:  

„Den Zugang zu Forschungsdaten für öffentliche und private Forschung wollen wir mit 

einem Forschungsdatengesetz umfassend verbessern sowie vereinfachen und führen 

Forschungsklauseln ein“. 

 

Hinweise zur Konsultation 

Bitte beachten Sie die untenstehenden inhaltlichen, organisatorischen und 

datenschutzrechtlichen Hinweise (Punkte I. II. und III.) zur Konsultation sowie zur 

Veröffentlichung der eingehenden Stellungnahmen auf der Webseite des BMBF.  

 

Wir bedanken uns bereits jetzt sehr herzlich für Ihre Teilnahme.  

  



 

 

 

 

I. Inhaltliche Hinweise zur Stellungnahme 

Wir wären dankbar, wenn Sie für Ihre Stellungnahme zum Forschungsdatengesetz auf die im 

Fragebogen genannten Einzelfragen eingehen könnten, die sich nach folgenden Punkten 

gliedern: 

1. Bedarfe 

2. Hindernisse 

3. Lösungsmöglichkeiten 

4. Sonstiges. 

 

Den Fragebogen zur Stellungnahme finden Sie hier: 

https://www.bmbf.de/forschungsdatengesetz/fragebogen 

 

II. Organisatorische Hinweise zur Abgabe einer Stellungnahme 

Wir bitten Sie bei Ihrer Stellungnahme folgende Hinweise zu beachten:  

 Bitte übersenden Sie uns Ihre Stellungnahme bis zum 11.04.2023 ausschließlich per E-

Mail als pdf-Dokument an forschungsdatengesetz@bmbf.bund.de. Bitte sehen Sie von 

einer Übersendung per Briefpost ab. 

 

 Wir wären dankbar, wenn Sie sich bei der Gliederung Ihrer Stellungnahme auf die im 

Fragebogen genannten Einzelfragen eingehen würden. Dies erleichtert nicht nur uns die 

Auswertung, sondern ermöglicht auch eine übersichtliche Darstellung der ggf. 

verschiedenen Gesichtspunkte. Gern können sich hierbei auf die Sie betreffenden bzw. 

interessierenden Fragen beschränken. 

 

 Mit der Einreichung der Stellungnahme stimmen Sie der Veröffentlichung auf unserem 

Internetportal zu. Deshalb bitten wir darum, Ihre Antworten in dem dafür vorgesehenen 

PDF-Fragebogen einzutragen und in dieser Form einzureichen.  

 

 Die Veröffentlichung umfasst auch Namen und sonstige personenbezogene Daten, die 

in der Stellungnahme enthalten sind. Sofern Sie mit der Veröffentlichung 

personenbezogener Daten nicht einverstanden sind, bitten wir Sie darum, diese aus 

dem Dokument zu entfernen. Bitte verzichten Sie auf Ihren Unterschriftenzug unter 

Ihrer Stellungnahme.  

 

 Soweit Sie uns Informationen mitteilen, die Sie als Geschäftsgeheimnis nicht 

veröffentlicht sehen möchten, bitten wir darum, uns diese in einem separaten 

Dokument mitzuteilen. 

 

 Falls Sie die Einwilligung zur Veröffentlichung der Stellungnahme im Internet 

widerrufen, wird auf der Internetseite des BMBF lediglich vermerkt, dass eine  
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Stellungnahme eingereicht wurde, und wer diese verfasst hat. Sofern die Angabe, wer die 

Stellungnahme verfasst hat, personenbezogene Daten enthält, können Sie diese ebenfalls 

widerrufen. 

 
III. Hinweise zum Datenschutz gemäß Artikel 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 
natürliche Person beziehen. Als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder 
indirekt – insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, 
zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung – identifiziert werden kann. 
Folgende Informationen sind Ihnen gem. Art. 13 DSGVO (Datenschutz-Grundverordnung/Verordnung 
[EU] 2016/679) bei Erhebung der personenbezogenen Daten mitzuteilen: 
 

Zu Art. 13 Abs. 1a) und b) – Verantwortlicher/Datenschutzbeauftragter: 

Verantwortlich für die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten ist: 

Bei konkreten Fragen zum Schutz Ihrer Daten 

wenden Sie sich bitte an den behördlichen 

Datenschutzbeauftragten des BMBF: 

Bundesministerium für Bildung und 

Forschung 

53170 Bonn 

Telefon: +49 (0)228 9957-0 

Fax: +49 (0)228 99578-3601 

elektronische Post: bmbf@bmbf.bund.de 

DE-Mail: poststelle@bmbf-bund.de-mail.de 

Bundesministerium für Bildung und Forschung/ 

„Datenschutzbeauftragter“ 

53170 Bonn 

Telefon: +49 (0)228/9957-3369 

Fax: +49 (0)228/9957-8-3369 

elektronische Post: datenschutz@bmbf.bund.de 

 

Zu Art. 13 Abs. 1 c) – Zweck und Rechtsgrundlage: Ihre Daten werden im Rahmen der öffentlichen 
Konsultation zum Forschungsdatengesetz inkl. Veröffentlichung der Stellungsnahmen verarbeitet. Mit 
Versand der Stellungnahme an forschungsdatengesetz@bmbf.bund.de willigen Sie in die Verarbeitung der 
Daten gem. Art. 6 Absatz 1 a) ein. Sie können die Einwilligung jederzeit per E-Mail an 
forschungsdatengesetz@bmbf.bund.de widerrufen. 
 

Zu Art. 13 Abs. 1e) - Empfänger der personenbezogenen Daten: Ihre personenbezogenen Daten werden 
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) verarbeitet und veröffentlicht. 
 

Zu Art. 13 Abs. 2a) – Speicherdauer: Ihre Daten werden bis zum Widerruf, längstens jedoch bis 31.12.2027, 
gespeichert. 
 

Zu Art. 13 Abs. 2b), c) und d) – Ihre Rechte: Sie haben gegenüber dem Verantwortlichen folgende Rechte 
hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen Daten: 
o Recht auf Auskunft, Art. 15 DSGVO 
o Recht auf Berichtigung, Art. 16 DSGVO 
o Recht auf Löschung, Art. 17 DSGVO 
o Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 DSGVO 
o Recht auf Widerspruch gegen die Erhebung, Verarbeitung und/oder Nutzung, Art. 21 DSGVO 
o Recht auf Datenübertragbarkeit, Art. 20 DSGVO 
o Da die Verarbeitung der personenbezogenen Daten auf Grundlage Ihrer Einwilligung (Artikel 6 Abs. 1 

a) DSGVO) erfolgt, können Sie diese jederzeit für den entsprechenden Zweck widerrufen. Die 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung aufgrund Ihrer getätigten Einwilligung bleibt bis zum Eingang Ihres 
Widerrufs unberührt. 

Diese Rechte können Sie unter forschungsdatengesetz@bmbf.bund.de geltend machen. 
Sie können sich mit Fragen und Beschwerden auch an die Datenschutzbeauftragte des BMBF 
datenschutz@bmbf.bund.de wenden. Ihnen steht zudem ein Beschwerderecht bei einer 
datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörde eigener Wahl zu.  
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Hierzu gehört auch die für uns zuständige Aufsichtsbehörde: 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Graurheindorfer Str. 153, 53117 
Bonn. 
 

Zu Art. 13 Abs. 2e) – Bereitstellung der Daten: Die Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten beruht 
auf Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO). Ohne diese ist eine Berücksichtigung der Stellungnahme im 
Konsultationsverfahren nicht möglich. 
 

Zu Art. 13 Abs. 2f) – automatisierte Entscheidungsfindung/Profiling: Ihre Daten werden vom BMBF 

nicht zu einer automatisierten Entscheidungsfindung oder einem Profiling verwendet. 

 


